
 

 

 

Vereinbarte Debatte zum 7. Oktober – Ein Jahre nach 

dem terroristischen Überfall der Hamas auf Israel 
 
 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

Die Bilder des Terrorangriffs der Hamas 

auf Israel am 7. Oktober 2023 haben sich in 

unser Gedächtnis eingebrannt. Unsere Ge-

danken sind seither bei den unschuldigen 

Opfern, bei den Geiseln sowie bei ihren An-

gehörigen. 

Auch ein Jahr nach 

dieser Zäsur tut Israel 

weiter das Notwen-

dige, um seine eigene 

Sicherheit wiederher-

zustellen. Der Iran 

und seine verbünde-

ten Terrororganisati-

onen – Hamas, His-

bollah und Huthi – at-

tackieren die einzige 

Demokratie der Re-

gion weiter ununterbrochen. Den israeli-

schen Streitkräften ist es gelungen, die Füh-

rungsstrukturen dieser Organisationen ent-

scheidend zu schwächen. 

„Deutsche Staatsräson“ und Solidarität mit 

Israel wurden dagegen mehrfach durch frag-

würdiges Abstimmungsverhalten der Bun-

desregierung in den Vereinten Nationen 

oder durch unpassende Kommunikation des 

Auswärtigen Amtes düpiert.  

Ein Jahr nach jenem 7. Oktober 2023 sehen 

wir leider auch einen steigenden Antisemi-

tismus in Deutschland. Wir sind Zeugen ei-

ner in der Nachkriegsgeschichte bisher nicht 

dagewesenen Zurschaustellung von Hass, 

Hetze und offenem Antisemitismus auf un-

seren Straßen. Demonstranten erklären of-

fen ihre Unterstützung für die Hamas oder 

andere militante pa-

lästinensische Grup-

pen und bejubeln den 

Tod von Jüdinnen und 

Juden. Viel zu oft ver-

nehmen wir in Erklä-

rungen aus dem 

Kunst- und Kulturbe-

trieb oder aus den 

Hochschulen eine 

Verharmlosung des 

Hamas-Terrors. 

Antisemitische Einstellungen drohen in 

weiteren Teilen der Gesellschaft salonfähig 

zu werden. Seit Jahresbeginn registrierte die 

Polizei mehr als 3.200 antisemitische Straf-

taten – eine Verdopplung gegenüber dem 

Vorjahreszeitraum. Insgesamt zählt die 

deutsche Polizei seit dem 7. Oktober 2023 

knapp 8.500 antisemitisch motivierte Straf-

taten. Das können wir nicht hinnehmen – da 

dürfen wir nicht wegschauen! 
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Wir stehen ohne Wenn und Aber klar an 

der Seite Israels sowie unserer jüdischen 

Mitbürgerinnen und Mitbürger in 

Deutschland. Israel hat das völkerrechtlich 

verbriefte Recht und gegenüber seinen Bür-

gerinnen und Bürgern auch die Pflicht, sich 

gegen Angriffe zu verteidigen und zu be-

haupten. Unser demokratischer Staat darf 

nicht dulden, wenn auf deutschen Straßen 

die Existenz Israels in Frage gestellt und Jü-

dinnen und Juden bedroht und angegriffen 

werden. Der Rechtsstaat muss jede Form an-

tisemitischer Gewaltverherrlichung unter-

binden – mit allen gebotenen Mitteln. Mei-

nungsfreiheit endet dort, wo zur Vernich-

tung Israels aufgerufen, Juden der Tod ge-

wünscht oder der Holocaust geleugnet wird. 

Die Ereignisse in Deutschland in den Mona-

ten seit dem 7. Oktober 2023 haben gezeigt, 

dass wir den Kampf gegen Antisemitismus 

in unserem Land noch entschlossener füh-

ren müssen.  

Staatsräson und Solidarität für Israel müs-

sen im Inland, im Ausland sowie in internati-

onalen Organisationen unmissverständlich 

sein. Die Sicherheit Israels ist unverrückbare 

Voraussetzung für eine Befriedung des Nah-

ost-Konflikts. Dazu muss sich Israel unserer 

vollen Unterstützung sicher sein. Wir stehen 

zudem fest an der Seite der Jüdinnen und Ju-

den in Deutschland. Sie müssen in ihrem 

Land sicher sein und ohne Angst leben kön-

nen. Antisemitismus darf in Deutschland 

keinen Platz haben. 

 

 

Unser Antrag: Engagement fördern, 

Ehrenamt stärken, Vereine entlasten – 

Bürokratie in der Ehrenamts- und Ver-

einsarbeit abbauen 

In Deutschland engagieren sich rund 

30 Millionen Menschen ehrenamtlich in 

mehr als 600.000 gemeinnützigen Vereinen, 

Verbänden, Körperschaften und Initiativen. 

Ihr Engagement ist vielseitig: In Sport- und 

Kulturvereinen, in den Kirchen oder der 

Wohlfahrtspflege, bei der Feuerwehr, beim 

Roten Kreuz und im Technischen Hilfswerk, 

im Natur- und Umweltschutz – ganz allge-

mein beim Einsatz für unsere Gesellschaft 

und für andere Menschen. Besonders in 

ländlichen Regionen ist ehrenamtliches En-

gagement eine tragende Säule für ein leben-

diges und funktionierendes Gemeinwesen. 

Ehrenamtlern gebührt dafür große Anerken-

nung. 

Trotz dieses Engagements sehen sich viele 

Ehrenamtler und Vereine mit zunehmender 

Bürokratie und staatlichen Auflagen kon-

frontiert. Diese bürokratischen Hürden er-

schweren das Engagement und die Vereins-

arbeit erheblich. Wo Ehrenamtler und Ver-

eine einfach nur ihre Tätigkeiten für unsere 

Gesellschaft ausüben möchten, legt ihnen 

der Staat immer wieder bürokratische Fes-

seln an. 

Ehrenamt und Vereinsarbeit sind ein Rück-

grat unserer Gesellschaft. Wir wollen die Eh-

renamtler entlasten, Bürokratie abbauen 

und so Engagement attraktiver gestalten.  

Mit unserem Antrag machen wir konkrete 

Vorschläge zur Entlastung der ehrenamtli-

chen Arbeit und zur Förderung des Ehren-

amts. 
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Wir wollen die Bürokratiebelastung senken 

und 25% der Bürokratiebelastung für ge-

meinnützige Vereine abbauen. Für jede neu 

eingeführte Belastung muss doppelt so viel 

Bürokratie abgebaut werden („One in – two 

out.“). Haftungsrisiken für ehrenamtliche 

Vorstände wollen wir reduzieren und Ver-

eine von Kosten und Aufwand – etwa bei der 

notariellen Beglaubigung von Registeran-

meldungen – entlasten. Die Prüfungsinter-

valle des Finanzamts für Gemeinnützigkeit 

und Umsatzsteuerpflicht wollen wir verein-

fachen. Schließlich setzen wir uns auch für 

eine Anhebung der Übungsleiter- und Eh-

renamtspauschalen sowie eine Anhebung 

der Freigrenze für Einnahmen aus wirt-

schaftlichem Geschäftsbetrieb ein. Ehren-

amtler brauchen weniger Belastungen, 

mehr Rechtssicherheit und umfassende ge-

sellschaftliche Anerkennung. 

 

 

Unsere Gesetzesinitiativen und An-

träge zur Migrationspolitik 

Die Terroranschläge in Mannheim am 

31. Mai und in Solingen am 23. August 2024 

haben unser Land erschüttert. Am 10. Sep-

tember 2024 hatte die Ampelkoalition ein so 

genanntes „Sicherheitspaket“ öffentlich-

keitswirksam vorgestellt. Inhalt sollten Än-

derungen beim Waffenrecht sowie eine – 

geringfügige – Erweiterung der Befugnisse 

des Bundeskriminalamts, der Bundespolizei 

und des Verfassungsschutzes sein. Zudem 

wurden Anpassungen im Asyl- und Aufent-

haltsrecht angekündigt. Um den Weg für ein 

schnelles parlamentarisches Verfahren frei-

zumachen, hatten wir entgegen den übli-

chen Regeln der Parlamentspraxis zuge-

stimmt, dieses „Sicherheitspaket“ bereits in 

der Haushaltswoche am 12. September 

2024 in erster Lesung zu beraten. Diese 

erste Beratung ist nun fast einen Monat her. 

Die Ampel-Bundesregierung zeigt sich je-

doch auch in dieser Plenarwoche handlungs-

unfähig. 

Gleichzeitig blockiert sie mit ihrer parla-

mentarischen Mehrheit auch die Befassung 

mit unseren konstruktiven Ergänzungs- und 

Gegenvorschlägen – ganz so, als fürchtete 

sie die Debatte und die Konfrontation mit 

dem eigenen Scheitern. Bereits in der ver-

gangenen Sitzungswoche haben wir mit un-

serem Antrag „Ein umfassendes Sicherheits-

paket jetzt beschließen“ wichtige ergän-

zende Forderungen vorgebracht. Wir for-

dern die schnelle Umsetzung eines echten 

und umfassenden Sicherheitspakets, das ef-

fektive Maßnahmen wie die Speicherung 

von IP-Adressen und den Einsatz von Ge-

sichtserkennung beinhaltet. 

 

Wir bringen deshalb in dieser Sitzungswo-

che einen weiteren Antrag zur Migrations-

politik in das Plenum des Deutschen Bun-

destags ein: „Kein Erwerb der Staatsbürger-

schaft bei nur vorübergehendem Schutz in 

Deutschland“. 

Darin gehen wir auf die jüngst von der Am-

pel-Koalition auf drei bzw. fünf Jahre massiv 

verkürzten Fristen für die Einbürgerung ein. 

Wir stellen fest, dass der humanitäre Schutz 

von Asylsuchenden und Flüchtlingen in 

Deutschland grundsätzlich nur vorüberge-

hend gewährt wird. Der Aufenthaltszweck 

des humanitären Schutzes ist zeitlich be-

grenzt. 

 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw41-de-staatsbuergerschaft-1021006
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Aufgrund der Rechtsänderungen durch die 

Ampel-Regierung ist es nun aber möglich, 

dass Schutzsuchende bereits nach drei Jah-

ren Aufenthalt in Deutschland eingebürgert 

werden. Das ist ein Wertungswiderspruch 

zum Ziel, humanitäre Aufenthaltsrechte auf 

einen vorübergehenden Zeitraum zu be-

schränken. Ein solches Einbürgerungsrecht 

wirkt zudem als weiterer Pull-Faktor in einer 

Zeit, in der EU-weit bereits jeder dritte Asyl-

antrag in Deutschland gestellt wird. Deshalb 

fordern wir, dass vorübergehender humani-

tärer Aufenthalt nicht unmittelbar zum Er-

werb der deutschen Staatsbürgerschaft füh-

ren kann. Die Dauer des vorübergehenden 

Schutzes in Deutschland soll nicht auf die 

Einbürgerungsfrist anzurechnen sein. 

 

 

Aktuelle Stunde 

Die deutsche Wirtschaft in der Rezes-

sion – Wirtschaftswende statt Wunsch-

denken 

Die führenden Wirtschaftsforschungsinsti-

tute haben in ihrer gemeinsamen Konjunk-

turprognose die Erwartungen an das Wirt-

schaftswachstum 2024 gesenkt. Sie rechnen 

nun mit einer erneut schwächeren wirt-

schaftlichen Entwicklung in Deutschland. 

Das Bruttoinlandsprodukt dürfte nach der 

Gemeinschaftsdiagnose in diesem Jahr um 

0,1 Prozent sinken. 

Im Frühjahr hatten die Forschungsinstitute 

ihre Erwartungen deutlich gesenkt und nur 

noch ein minimales Plus von 0,1 Prozent vor-

hergesagt. Die Bundesregierung hat ihre 

Wachstumserwartung auf minus 0,2 Prozent 

korrigiert. Noch vor wenigen Monaten hatte 

die Bundesregierung mit einem leichten 

Plus von 0,3 Prozent gerechnet. Die OECD 

erwartet, dass Deutschland bis mindestens 

2025 eine der am langsamsten wachsenden 

Industrienationen bleibt. Die Wirtschafts-

kraft in Deutschland war bereits 2023 um 

0,3 Prozent zurückgegangen. 

Nach 2002/2003 wäre es erst das zweite 

Mal in der Geschichte der Bundesrepublik, 

dass das Bruttoinlandsprodukt zwei Jahre 

hintereinander sinkt. Der erneute Rückgang 

wird sich auf die Entwicklung am Arbeits-

markt, auf die zu erwartenden Steuerein-

nahmen und auf die Sozialversicherungen 

auswirken. 

 

Die Bundesregierung hat den Ernst der 

wirtschaftlichen Lage immer noch nicht er-

kannt. Mit ihren planlosen Entscheidungen, 

dem internen Streit und dem Chaos bei För-

derprogrammen verunsichert sie Unterneh-

men und Verbraucher. Damit ist sie haupt-

verantwortlich für die in Europa einmalig 

schlechte Situation der deutschen Wirt-

schaft.  

Wir wollen, dass Deutschland ein starkes 

Wirtschafts- und Industrieland bleibt. Der 

Wirtschafts- und Industriestandort 

Deutschland muss endlich wieder auf 

Wachstumskurs gebracht werden. Die Bun-

desregierung muss eine Wirtschaftswende 

einleiten, indem sie Maßnahmen für eine 

Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 

des Wirtschaftsstandortes ergreift. 

Dazu gehören wettbewerbsfähige Energie-

preise, ein Belastungsmoratorium und Re-

duzierung von Bürokratie und eine Reform 

der Unternehmensbesteuerung. Es braucht 

zeitnah echte Entlastungen für die Wirt-

schaft sowie einen Pakt für Leistung, mit 

dem Arbeit und Mehrarbeit für die Bürgerin-

nen und Bürger wieder attraktiver werden. 

 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw41-de-aktuelle-stunde-wirtschaftswende-1023064
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In dieser Woche beraten wir zwei Gesetz-

entwürfe erstmalig, die der Stärkung der 

Resilienz des Bundesverfassungsgerichts 

dienen: Den Entwurf für ein Gesetz zur 

Änderung des Grundgesetzes (Artikel 

93 und 94) sowie für ein Gesetz zur Än-

derung des Bundesverfassungsge-

richtsgesetzes und des Untersuchungs-

ausschussgesetzes 

Diese bringen wir gemeinsam mit den Koa-

litionsfraktionen ein. Mit dieser Änderung 

des Grundgesetzes werden wir bestimmte 

Strukturprinzipien des Bundesverfassungs-

gerichts im Grundgesetz festschreiben. 

Dies betrifft: Den Status des BVerfG als 

Verfassungsorgan; den Schutz der Grund-

struktur des Gerichts, also die Gliederung in 

zwei Senate und die Zahl der Richter (8 pro 

Senat); die Amtszeit (12 Jahre) und die Al-

tersgrenze (68 Jahre) der Bundesverfas-

sungsrichter, sowie den Ausschluss der Wie-

derwahl von Bundesverfassungsrichtern, so-

wie die Fortführung der Amtsgeschäfte 

nach Ablauf der Amtszeit bis zur Wahl eines 

Nachfolgers. 

 

Darüber hinaus schreiben wir die Bin-

dungswirkung der Entscheidungen des Ge-

richts im Grundgesetz fest. Dabei stellen wir 

auch klar, dass der Gesetzgeber nicht daran 

gehindert ist, ein vom BVerfG für nichtig er-

klärtes Gesetz erneut – in verfassungsgemä-

ßer Form – in Kraft zu setzen. 

Überdies schreiben wir die Geschäftsord-

nungsautonomie des Gerichts fest – so wie 

andere Verfassungsorgane auch, gibt das 

BVerfG sich eine Geschäftsordnung. 

Unserer Fraktion war wichtig, dass wir die 

Resilienz des Verfassungsgerichts stärken, 

dessen Status und Befugnisse aber unange-

tastet lassen. Dem wird der mit den Ampel-

Fraktionen gefundene Kompromiss gerecht. 

Es werden lediglich Regelungen, die aktuell 

im einfachgesetzlich im BVerfGG normiert 

sind, verfassungsrechtlich gesichert. Inhalt-

lich ändert sich nichts, aber die Vorgaben 

sind zukünftig nur noch mittels verfassungs-

ändernder Zweidrittelmehrheit in Bundes-

tag und Bundesrat änderbar. 

 

 

Zitat der Woche 

« Doch diese Risse in der Solidarität gibt es 

mittlerweile, und sie werden zahlreicher. 

Diese Risse entstehen durch politische Un-

klarheit, durch Enthaltungen etwa bei den 

Vereinten Nationen und die schlichte Ver-

weigerung von Entscheidungen. 

Lassen Sie mich dazu ein sehr konkretes 

Beispiel nennen. Seit Wochen und Monaten 

verweigert die Bundesregierung die Ertei-

lung der Exportgenehmigung für zum Bei-

spiel Munition und sogar für die Lieferung 

von Ersatzteilen für Panzer nach Israel, … 

Gerät und Ausrüstung, die Israel zur Aus-

übung seines Rechts auf Selbstverteidigung 

jetzt dringend braucht. 

Ich will Sie deshalb sehr ernsthaft fragen: 

Was sind Ihre Solidaritätsbekundungen für 

den Staat Israel und die Menschen in Israel 

eigentlich wert? Wie müssen Ihre ständigen 

Beteuerungen der Sicherheit des Staates Is-

rael als Staatsräson der Bundesrepublik 

Deutschland in den Ohren der Menschen in 

Israel klingen, wenn Sie dem Land zugleich 

wesentliche Teile der Hilfe in einer so prekä-

ren Situation verweigern?» 

(Partei- und Fraktionschef Friedrich Merz in der De-

batte zum Jahrestag des Hamas-Überfalls auf Israel 

am 10.10.2024 im Deutschen Bundestag) 
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Bilder der Woche 

 

BPA-Gruppe „Musikverein Gschwend“ 

 

Mehr als 40 Musikerinnen und Musiker des Musikvereins Gschwend haben mich in Berlin 

besucht (oben) – und auch die Adalbert-Stifter-Realschule schaute mit der Stufe 9 vorbei. 
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MdB trifft THW – immer wieder gerne 

 

 

In der vergangenen Woche war ich zudem in 

Budapest bei der Stabilitäts- und Wachs-

tumskonferenz der nationalen Parlamente 

in der EU (SWKS). 

Dort ging um die Wirtschaftspolitiken in der 

EU und um Wachstum, Wettbewerbsfähig-

keit und Arbeitsplätze. 

 

 

 

 

 

Natürlich konnte ich mir einen 

Wortbeitrag nicht verkneifen… 

 
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Splitter  aus  dem  Wahlkreis 

 

  

Das neue Logistikzentrum der WELEDA Zeit für eine Handmassage war auch… 

 

 

Die baden-württembergische 

Wirtschaftsminister Dr. Nicole Hoffmeister-
Kraut war ebenfalls vor Ort. 

Sie lobte das Bekenntnis dieser überregional 

bekannten Firma zum Standort 
Schwäbisch Gmünd. 

 


